
VON JÜRGEN ZURHEIDE

¥ Düsseldorf. Wilhelm Bonse-
Geuking, Vorstand der milliar-
denschweren RAG-Stiftung, hat
nach uns vorliegenden Papieren
offenbar seinem mit Minister-

präsidenten und Ministern be-
setzen Kuratorium nicht die
volle Wahrheit gesagt. Die RAG-
Stiftung, eine Einrichtung zur
Bewältigung möglicher Berg-
bau-Altlasten, verkaufte einen
Teil ihrer Beteiligung am Evo-
nik-Konzern (25,01 Prozent) an
den Finanzinvestor CVC.
Bonse-Geuking soll dabei ver-
schwiegenhaben,dass CVC weit-
reichende Rechte eingeräumt
wurden, die den Wert des übri-
gen Aktienpaketes (74,99 Pro-
zent) schmälern.

Damit gerät das zwischen
dem Bund und den Kohlelän-
dern Nordrhein-Westfalen so-
wie dem Saarland ausgehandelte
Finanzierungskonzept für die

Kohlealtlasten auch aus hausge-
machten Gründen ins Wanken.
Im Kanzleramt wird der Vor-
gang jetzt geprüft. Für die Kanz-
lerin entsteht eine schwierige
Lage, weil im hochrangig besetz-
ten Kuratorium der RAG-Stif-
tung erhebliche Unruhe ausge-
brochen ist. Nicht wenige Mit-
glieder des vom früheren Eon-
Chef Ulrich Hartmann geführ-
ten Gremiums fühlten sich un-
vollständig informiert und ver-
langten bei der nächsten Sitzung
direkten Einblick in die Ver-
kaufsunterlagen, ist zu hören.

Schon dieRechnungshöfe hat-
ten in einem bisher unveröffent-
lichten Gutachten bemängelt,
dass Stiftungsvorstand Bonse-

Geuking sein Kontrollgremium
nicht komplettüber den 2,4-Mil-
liarden-Deal informiert haben
soll. Nach uns vorliegenden Pro-
tokollen soll Bonse-Geuking
sein Kuratorium am 3. Juni 2008
nur in Auszügen über den Ver-
kaufdes Aktienpaketes an den Fi-
nanzinvestor CVC ins Bild ge-
setzt haben. Obwohl er etwa
vom saarländischen Minister-
präsidenten Peter Müller gebe-
ten worden sei, dem Gremium
das vollständige Vertragswerk
zu überlassen, sei der Deal nur
skizzenhaft dargestellt worden.
Beispiel: In einer Anlage vier
zum Protokoll findet sich später
etwa ein Hinweis auf das mögli-
che Abstimmungsverhalten im

Evonik-Aufsichtsrat, der dem
bisher geheimen Gesellschafter-
vertrag widerspricht. „Es be-
steht die Verpflichtung des In-
vestors“, heißt es im Protokoll,
„dass die von ihm nominierten
Aufsichtsratsmitglieder nach
Vorgabe des Aufsichtsratsvorsit-
zenden . . . stimmen.“

Die uns vorliegende Gesell-
schaftervereinbarung vom 2.
und 3. Juni 2008 gibt dem Fi-
nanzinvestor CVC hingegen ein
Vetorecht. Dort wird eindeutig
festgehalten, was im Falle einer
Nichteinigung zwischen der Stif-
tungund CVC passiert: „. . . wer-
den die Parteien die entspre-
chende Maßnahme gegenüber
der Gesellschaft einheitlich ab-

lehnen“. – „Das wurde uns so
nicht dargestellt“, erläutert ein
von uns befragtes Mitglied des
Kuratoriums, das sich wie alle
anderen im Moment noch nicht
öffentlich äußern will. „Uns
wurde immer gesagt, dass die
Stiftung ein Letztentscheidungs-
recht hat“, erinnert sich ein Mit-
glied des Kuratoriums, ein weite-
res spricht nach Einsicht in die
Akten von einem „Vertrauens-
bruch“.

Die neue NRW-Landesregie-
rung hält sich gegenwärtig mit
öffentlichen Äußerungen zu-
rück. Inzwischen ist Hannelore
Kraft für Jürgen Rüttgers als so-
genanntes geborenes Mitglied in
das Kuratorium eingezogen. Ob

Wilhelm Bonse-Geuking – Ver-
trauter des Christdemokraten
Rüttgers – Stiftungschef bleibt,
scheint wieder offen. Seit die
jüngsten Details öffentlich ge-
worden sind, zeigt man sich irri-
tiert über den Umstand, dass das
Kuratorium vom Vorstand
nicht vollständig informiert wor-
den sein könnte. „Das kann sich
niemand bieten lassen“, meint
dazu ein hochrangiges Mitglied
der SPD-Landtagsfraktion.

Die Stiftung selbst ist erst ein-
mal abgetaucht und beharrt auf
der Formel, dass man korrekt in-
formiert habe. Die Stiftung habe
ein „Letztentscheidungsrecht“,
steht in derentsprechenden Pres-
semitteilung.

Herr Laumann, Bundesumwelt-
minister Norbert Röttgen bringt
im Wettrennen um den CDU-
Landesvorsitzmehr und mehr Un-
terstützer auf seine Seite. Droht
der CDU eine Zerreißprobe?
KARL-JOSEF LAUMANN:
Nein, es gibt keine Zerreiß-
probe. Die NRW-CDU war elf
Jahre auf Jürgen Rüttgers kon-
zentriert. Wenn eine solche Füh-
rungspersönlichkeit ihre Ämter
aufgibt, ist es ganz normal, dass
es eine Debatte um die Nach-
folge gibt. Mir ist wichtig, dass
wir ein absolut transparentes
und faires Verfahren beibehal-
ten. Das ist die Voraussetzung
dafür, dass man nach der Ent-
scheidung, egal, wie sie ausgeht,
vernünftig zusammenarbeiten
kann.

Warum ist nach Ihrer Ansicht Ar-
min Laschet besser geeignet als
Norbert Röttgen?
LAUMANN: Es geht nicht um
besser oder schlechter, aus Sicht
des Fraktionsvorsitzenden ist es
aber von Vorteil, wenn der Lan-
desvorsitzende Mitglied des
Landtags ist.

Was halten Sie von dem Angebot,
Röttgen solle mit Rückendeckung
der NRW-CDU für den Posten
des stellvertretenden Vorsitzen-
den im Bund kandidieren?
LAUMANN: Diese Frage sollten
wir erst nach dem Parteitag ent-
scheiden, auf dem der neue Lan-
desvorsitzende gewählt wird.
Das sollten wir nicht jetzt klären
und auch nicht in eine Paketlö-
sung einbinden.

Wenn der neue Landesvorsit-
zende ein Landespolitiker sein
soll, ist die Wahl dann eine Art
Vorentscheidungüber die Spitzen-
kandidatur?
LAUMANN: Über die Spitzen-
kandidatur entscheiden wir,
wenn die Frage ansteht. Dann

mussman mitdemjenigen antre-
ten, mit dem man die besten
Chancen hat. Wahr ist aber
auch, dass nach meinem Ver-
ständnis ein Landesvorsitzender
immer das erste Zugriffsrecht
auf eine Spitzenkandidatur hat.

SPD und Grüne in NRW nennen
sich Koalition der Einladung.
Nehmen Sie die Einladung an?
LAUMANN: Ich sehe die Einla-
dung nicht. Nach meinem Ein-
druck aus den Sondierungsge-
sprächen zwischen CDU und
SPD hätte man eine große Koali-
tion hinkriegen können. Frau
Kraft und der SPD ist es lieber,
eine Regierung zu führen, die
von den Linken abhängig ist, als
mitder CDU zusammenzuarbei-
ten. Da wurde uns erstmal ein
Korb gegeben und keine Einla-

dung. Dann versucht die neue
Regierung zurzeit alles, um auf
dem Stand des Jahres 2005 wie-
der anzufangen und alles rück-
gängig zu machen, was zwischen
2005 und 2010 gemacht worden
ist. Auch das ist keine Einla-
dung. Auf der anderen Seite will
ich nicht, dass die CDU in die
Fundamentalopposition geht.
Wir müsseninhaltlich eine Alter-
native zur Regierung bieten. So
werden wir in der ersten Sit-
zungswoche eine Reihe von An-
trägeneinbringen, etwa zur Koh-
lepolitik, etwa zum Kohlekraft-
werk in Datteln. Dann werden
wir sehen, ob die Koalition auf
uns zugeht. Man kann nicht im-
mer nur eingeladen werden,
man muss auch mal selbst einla-
den. Wenn die Regierung etwas
vorschlägt, was fürdas Landrich-

tig ist, was NRW nach vorn
bringt, darf die CDU nicht die
Partei sein, die das verhindert.

Hat es in den Sondierungsgesprä-
chen Ansätze für gemeinsames
Handeln von CDU und der jetzi-
gen Regierung gegeben?
LAUMANN: Nach meinem Ein-
druck hätten SPD und CDU
etwa in der Industriepolitik gut
zusammenarbeiten können.
Das Problem mit dem Kraft-
werksbau in Datteln hätte es in
einer großen Koalition nicht ge-
geben. Datteln ist extrem wich-
tig. Wir können es uns nicht er-
lauben, eine Investition von 800
MillionenEuro für sinnlos zu er-
klären. Wo sollen Investoren
für andere technische Großpro-
jekte herkommen, wenn sie in
Datteln eine Ruine sehen? Ich

glaube auch, dass eine große Ko-
alition eine bessere Lösung für
die Probleme bei den Kommu-
nalfinanzen gefunden hätte.
Ohne Mitwirkung des Bundes
ist dieses Problem gar nicht zu
lösen, und SPD und CDU ge-
meinsam hätten da sehr ener-
gisch auftreten können. Da geht
es darum, dass die Kommunen
besser ausgestattet werden müs-
sen. Es gab allerdings eine gewal-
tige Klippe, das war das Thema
Schule.

Bleibt die Schule das zentrale lan-
despolitische Streitthema?
LAUMANN: Ja. Ich glaube
nicht, dass das längere gemein-
same Lernen, das sich Rot-Grün
auf die Fahne geschrieben hat,
die Qualität von Schule verbes-
sert. Ich glaube, die Schulland-

schaft braucht Ruhe, und deswe-
gen hätte eine große Koalition in
NRW, auch wenn es beiden Sei-
ten sehr schwer gefallen wäre,
eine historische Lösung für die
Schulen zustande bringen kön-
nen. Dann wäre wirklich Schul-
frieden eingetreten.

Noch mal zu Kommunalfinan-
zen. Müssen sich für eine Lösung
nichtohnehin SPD und Union zu-
sammenraufen, egal in welcher
Funktion sie sind?
LAUMANN: Das mag sein, aber
es kann nicht angehen, dass man
montags mit den Linken regiert
und dienstags mit der CDU Pro-
bleme löst.

Die Einschränkung der Mitbe-
stimmung im öffentlichen Dienst,
die engen Grenzen für die Stadt-
werke, der Verzicht auf ein Tarif-
treuegesetz waren Wünsche der
FDP und in der CDU umstritten.
Sehen Sie hier Anknüpfungs-
punkte?
LAUMANN: Fangen wir bei der
Mitbestimmung an. Wir haben
das Personalvertretungsgesetz
an die im Bund geltende Rechts-
lage angepasst. Wir haben also
nicht die Mitbestimmung abge-
schafft. Ohne diese Verände-
rung hättenwir die Versorgungs-
verwaltung oder Umweltverwal-
tung nicht reformieren können.
Was die Stadtwerke angeht: Ich
möchte nicht, dass die auf Gebie-
ten tätig werden, wo auch Hand-
werk und Mittelstand aktiv sind.
Allerdings müssen sich Stadt-
werke wirtschaftlichen Entwick-
lungen anpassen können. Das
gilt vor allem für den Bereich der
Energiepolitik, das gilt auch für
Kooperationsmöglichkeiten
kommunaler Krankenhäuser.
Und das Tariftreuegesetz haben
wir abgeschafft, weil es schlicht
nicht praktikabel war, es wurde
nirgendwo angewandt.

Wie lange hält die NRW-Regie-
rung?
LAUMANN: Ich bin kein Weis-
sager.

Die Umfragen für die CDU sind
zur Zeit ziemlich im Keller. Ha-
ben Sie Angst vor Neuwahlen in
NRW?
LAUMANN: Ich glaube, dass
wir als NRW-CDU vor Neuwah-
len keine Angst haben müssen.
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Zitat des Tages

Kopf des Tages

Zahl des Tages

»Es wäre fatal zu
glauben, dass wir es

schaffen, hier mit dem
Geräuschpegel einer

Buchmesse zu konkur-
rieren.«

der Deutschen sagen, dass
sie keinen Job für ein

erfülltes Leben bräuchten.
Die Arbeit ist nicht alles

im Leben –
das ergab jetzt eine

repräsentative
Forsa-Umfrage. Vor

allem für westdeutsche
Beschäftigte hängt ihr
Glück nicht allein vom

beruflichen Erfolg ab: Von
ihnen können sich 35

Prozent vorstellen, auch
ohne Arbeit ein

ausgefülltes Leben zu
führen. In Ostdeutschland
sagen das nur 26 Prozent

auf die Frage, welchen
Stellenwert Arbeit in
ihrem Leben hat. Im

Auftrag der
Techniker-Krankenkasse

waren rund 2.000
Erwerbstätige

befragt worden.

Der Spitzenkoch (69) ist für
seine Verdienste um die

Ess- und Trinkkultur mit der
„Goldenen Schlemmerente“
ausgezeichnet worden. Die

Auszeichnung würdigt auch
das in der Öffentlichkeit
weniger bekannte soziale

Engagement des
Spitzenkochs mit seiner
Aktion „Spitzenköche

für Afrika“. Der Ehrenpreis
besteht aus einem Reliefbild,
das eine goldene Ente zeigt.
Verliehen wird sie von der

Aktionsgemeinschaft
Schlemmer-Markt

Rhein-Maas und dem Zei-
tungsverlag Aachen.

Witzigmann gilt als einer
der besten Köche der Welt.

1994 bekam er vom
Gourmet-Führer

Gault-Millau den Titel
„Koch des Jahrhunderts“

verliehen.

Transparentes Verfahren: CDU-Fraktionschef Karl-Josef Laumann hält es für vorteilhaft, wenn der Landesvorsitzende der CDU auch dem
Landtag angehört. Er mahnt ein faires, offenes Verfahren zur Lösung des Führungsproblems an. FOTO: DPA
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»Die Partei ist in einer Si-
tuation, in der die Basis
mitgenommen werden
muss. Auch mit einem
Mitgliederentscheid

hätte ich kein Problem.«

Chris Bollenbach
CDU-Vorsitzender im

Kreis Herford

Eckart Witzigmann

»Für mich ist eine Mitglie-
derbefragung zwingend
notwendig. Das brächte
einen positiven Ruck für

die Partei.«

Ralph Brinkhaus
CDU-Vorsitzender im

Kreis Gütersloh

WirbelumStiftungfürBergbau-Altschäden
Rüttgers’ Vertrauter soll Heuschrecke Sonderrechte gegeben haben / Finanzinvestor CVC hat mehr Einfluss auf Evonik als zulässig / Kuratorium nicht informiert

Oliver Kuhrt,
Geschäftsführer der Kölner
Messegesellschaft, zur Frage

der Lautstärke bei der
Computerspielemesse

Gamescom

„DieCDUwillkeineFundamentalopposition“
INTERVIEW: Karl-Josef Laumann, Fraktionschef der CDU im nordrhein-westfälischen Landtag

»Auch wenn eine Mitglie-
derbefragung nach dem
Parteienrecht nicht ver-

bindlich ist, müssten sich
Kandidaten und Partei-
tag an das Votum der Ba-

sis gebunden fühlen.«
Elmar Brok

CDU-Bezirksvorsitzender
in Ostwestfalen-Lippe

»Wenn es mehrereKandi-
daten gibt, sollte es auf je-
den Fall eine Mitglieder-

befragung geben. Das
habe ich auch dem CDU-
Generalsekretär in NRW

geschrieben.«
Bernd Landgraf

CDU-Kreisvorsitzender in
Bielefeld

»Parteimitglieder wollen
heutestärker beteiligtwer-
den am Prozess der Wil-
lensbildung. Daher bin

ich für eine Mitgliederbe-
fragung.«

Maria Westerhorst-
mann

CDU-Vorsitzende im
Kreis Paderborn

Der neue CDU-Fraktions-
chef imLandtag,Karl-Jo-

sef Laumann, setzt auf Armin
Laschet als Parteichef in
NRW und betrachtet die Ein-
ladung der rot-grünen Koali-
tion mit Skepsis. Mit Lau-
mann sprach Peter Jansen.

¥ Bielefeld (hl). Die
Frage um die Nachfolge
für den CDU-Landesvor-
sitzenden bewegt füh-
rende CDU-Politiker in
der Region. Auf jeden Fall
solle die Basis vor der Ent-
scheidung des Landespar-
teitags ihreMeinung abge-
ben dürfen, meinen fünf
vonsieben Kreisvorsitzen-
den, die wir trotz der Ur-
laubszeit erreichten. Al-
lenfalls bei einer äußerst
knappen Entscheidung
der Basis sollte die Ab-
stimmung freigegeben
werden.

Im Kanzleramt schrillen die
Alarmglocken. Neben den

aktuellen Problemen der
schwarz-gelben Koalition ent-
steht ein Brandherd im Ruhr-
gebiet, wo eine Hinterlassen-
schaft von Jürgen Rüttgers
der Berliner Regierungs-
chefin ein Problem beschert.

OWL-CDU fürMitgliederbefragung vor Wahldesneuen Landesvorsitzenden

Seite 3
  N R .  1 8 7 ,  F R E I T A G ,  1 3 .  A U G U S T  2 0 1 0

brinkharawk01
Hervorheben


